
Bundessozialgericht

— 12 RK 44/79 -

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ........‚.........U'...O..IO......

\

g e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ......‘COOCOOI......OOOCCOO.....QC

beigeladen:

1.
...ooooooooo....—ol....oonoontCDU..OOOOOU..QQQD.OQOOOOO
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Prozeßbevollmächtigter:

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Ver«
handlung am 23. September 1980

für Recht erkannt: '
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Die Revisionen der Klägerin und des Beigeladenen zu 2)

gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom

27. September 4978 werden zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü n d e :

%wischen den Beteiligten ist streitig, ob die klagende Gemeinde

für den Beigeladenen zu 2) Beiträge zur Angestelltenversicherung

zu entrichten hat. \

Der Beigeladene zu 2), der seit dem 4. Juli 4972 hauptamtlicher

Erster Bürgermeister der Klägerin ist, übte vom 1. Mai 1966 bis

zum 50. Juni 4972 dieses Amt als Ehrenbeamter aus. Während dieser
Zeit war er zugleich hauptberuflich als Amtsinsp€ktor des Frei-

staates Bayern im Wasserwirtschaftsamt Traunstein beschäftigt,
dessen Behördenleitung ihn zur Wahrnehmung seines gemeindlichen

Ehrenamtes unter Fortzahlung der vollen Diestbezüge arbeits-

täglich eine Stunde beurlaubt hatte. Für die Zeit vom 4. Dezem—
ber 4970 bis zum 50. Juni 4972 zahlte die Klägerin dem Beige-
ladenen zu 2) eine Aufwendssntschädigung‚ deren Entgeltanteil
ein Fünftel seines Gesamteinkommens überschritt. Von diesen

Leistuneen forderte die Beklagte mit Bescheid vom ’M. Dezember
1975 von der Klägerin Beiträge zur Angestelltenversicherung '

in Höhe von 4.045,44 DM. Der Widerspruch der Klägerin blieb
erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 5. April 1974).

Aufihre Klage hat das Sozialgericht (SG) München mit Urteil

vom 5. November 4975 den BeScheid der Beklagten aufgehoben und

zur Begründung ausgeführt, daß der Beigeladene zu 2) sein Ehren-
amt in einer öffentlich—rechtlichen Körperschaft eusübe, für
deren Bedienstete nach 5 6 Abs 4 Nr 5, Abs 2 des Angestellten—
versicherungsgesetzes (AVG) Versicherungsfreiheit bestehe. Da
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ihm trotz seiner zeitweisen Beurlaubung aus seinem Amt als Land95«

bediensteter die aus diesem Beamtenverhältnis herrührenden Ver—

sorgungsbezüge ungeschmälert erhalten blieben, sei für ihn eine

Anwartschaft auf lebenslängliche Versorgung sowie Hinterbliebenen—

versorgung auch für seine Tätigkeit als ehrenamtlicher Bürger—

meister gewährleistet.

Auf die Berufung der Beklagten hat das Bayerische Landessozial—

gericht (LSG) mit Urteil vom 27. September 1978 das erstinstanz—

liche Urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen. Nach seiner

Auffassung beschränkt sich der Anwendungsbereich der Regeln über

die Versicherungsfreiheit für Beamte auf dasjenige Dienstverhält—

nis, für das die Versorgungsanwartschaft gewährleistet sei. Gehe

ein Beamter nebenberuflich einer weiteren entgeltlichen und nicht

geringfügig ausgeübten Tätigkeit nach, so sei diese nur dann ver»
sicherungsfrei, wenn sie ihrerseits die gesetzlichen Voraus—

setzungen für die Versicherungsfreiheit erfülle. Da ein gemeind—
licher Ehrenbeamter jedoch aus diesem Dienstverhältnis keine ei—

genständige beamtemähnliche Alters— und Hinterbliebenenversor—

gungsanwartschaft erwerbe, sei es nicht gerechtfertigt, ihn aus

der Versicherungspflicht auszunehmen. Auch wenn er — wie im

Falle einer Nachversicherung oder bei Anrechnung seiner Renten—

ansprüche auf seine Versorgungsbezüge nach S 55 des Beamtenversor—

gungsgesetzes (BeamtVG) «lim Einzelfall aus seiner Beitragslei»

stung zur Angestelltenversicherung keine Vorteile ziehe, so ergebe

sich seine Beitragspflicht aus den Grundsätzen der Rechtssicher»

heit und Solidarität.

Mit der — vom erkennenden Senat zugelassenen — Revision macht die

Klägerin geltend, daß der Beigeladéne zu 2) während seiner Dienste
zeit als Ehrenbeamter im wesentlichen repräsentative Aufgaben erm

füllt habe und aus diesem Grunde kein Arbeitnehmer gewesen sei.

Daher habe er auch kein Arbeitsentgelt, sondern eine Aufwandsent—
schädigung erhalten. Ferner habe dem Beigeladenen zu 2) nach den

gesetzlichen Regeln über die Stellung kommunaler Wahlbeamter in

Bayern ein Anspruch auf Ehrensold sugestanden. Da der Ehrensold
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den gemeindlichen Ehrenbeamten eine Alters« und Hinterblie—

benenversorgung verschaffe, müsse diese Versorgungsanwart—

schaft in entsprechender Anwendung von 5 6 Abs 1 Nr 3 AVG

die Befreiung des Beigeladenen von der VersicherungspfliCht

nach sich ziehen. Im übrigen würden sich von ihm erworbene

Rentenansprüche anspruchsmindernd auf seine beamtenrechtlichen

Versorgungsansprüche auswirken. Einer “doppelten" Zahlung

von Beiträgen müßte aber auch eine "doppelte Versorgung gegen-

überstehen". ‘

Die Klägerin und der Beigeladene zu 2), der ebenfalls Revi-

sion eingelegt hat, beantragen,

das Urteil des LSG aufzuheben und das Urteil des ‘

SG wiederherzustellen sowie festzustellen, daß der

Beigeladene zu 2) der Versicherungspflicht zur An—

gestelltenversicherung nicht unterliege.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie ist der Ansicht, der Beigeladene zu 2) sei in seiner ehren—

amtlichen Tätigkeit versicherungspflichüg gwesen, da der Erste

Bürgermeister nicht nur Repräsentant der Gemeinde, sondern auch

Spitze der Gemeindeverwaltung Sei. Ferner sei der Ehrensold

eine mit der Beamtenversorgung nicht vergleichbare Leistung,

da ihn nur solche ehrenamtlichenBürgermeister beanspruchen

könnten, die dieses Amt 16 Jahre oder bei Ausscheiden wegen
Dienstunfähigkeit nach der zweiten Wiederwahl wenigstens zehn

Jahre ausgeübt hätten. Der Beigeladene zu 2) erfülle diese
Voraussetzungen nicht, da er lediglich für sechs Jahre sein

gemeindliches Ehrenamt ausgeübt habe. Er erfülle auch nicht

die Voraussetzungen des 5 55 BeamtVG, so daß er neben seinem

Rentenanspruch keine Schmälerung seiner Versorgungsbezüge zu
gewärtigen habe.
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Die Beigeladene zu 1) hat sich in der Sache nicht geäußert.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 424 Abs 2

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

II

Die Revisionen der Klägerin und des Beigeladenen zu 2) sind

nicht begründet„ Das LSG hat zu Recht entschieden, daß der Bei—

geladene zu 2) während der Zeit seiner ehrenamtlichen Tätigkeit

als Erster Bürgermeister der Klägerin der Versicherungspflicht

in der Angestelltenversicherung unterlag.
‘

Bereits in seinem Urteil vom 27. März 1980 — 12 RK 56/78 „
(See 1980, 245) hat der Senat entschieden, daß ehrenamtliche
Bürgermeister als abhängig Beschäftigte anzusehen sind, wenn

sie in diesem Amt — über Repräsentationsaufgaben hinaus — dem

allgemeinen Erwerbsleben zugängliche Verwaltungsfunktionen aus—
üben. Da jedoch in den Kommunalverfassungen der einzelnen Länder

die Rechtsstellung der ehrenamtlichen Bürgermeister unterschied—

lich ausgestaltet ist, kann ihre Versicherungspflicht nur für das

jeweilige Bundesland beurteilt werden (vgl auch Urteil des BSG

vom 21. Januar 4969 — } RK 81/67 — zu einem ehrenamtlichen Bürger«

meister im SaarlandzDAngVers 1969, 84 f ; Brackmann, Handbuch

der Sozialversicherung, Bd 1/2, 5%, Nachtrag, S 508 £).

Nach der bayerischen Kommunalverfassung nimmt der Erste Bürger«

meister nicht nur
Repräsentationsaufgaben wahr, sondern hat in er—

heblichem Umfange auch Verwaltungsaufgaben zu erfüllen. Anders

als der Bürgermeister nach der niedersächsischen Gemeindeordnung

(LSG Niedersachsen „ Urteil vom 26. Juni 4962 — Breithaupt 4962,

960) oder nach der nordrhein—westfälischen Gemeindeordnung (BFH

— Urteil vom 3‚ Dezember 1965 — BStBl III 1966, 450) ist der

bayerische Erste Bürgermeister nicht nur der Vorsitzende des Ge—

meinderats, sondern hat auch dessen Beschlüsse zu vollziehen

(Art 56 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern —GO—vom

„ 6 _
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25. Janu'ar 1952,GV81
S _19, unveandert übernommen in die

“Bekanntmachung d'er Neufassung v0m 51 Mai 1978 GVB1 S' '555).

Der.Geme1nderat ist zwer_das‘ Hauptorgan der Gemeinde
(Pegenk_0pf, Kommunalrecht, _1971, 2Q9), d1_éExekutivgewal t

11e8t jedoch weitgehend be1 dem Ersten Bürgermeister.' D1es

.z.eigt Sich vor 'allem in seinen durch Art 57 und_.58 GO

norm1erten' Zustendlbkeiten (Art 57 id_F
des ÄnderUngsgesetzes'

' vom 261 Oktbbér.1962,zGVßl S 269, 'und des.'Gesetzes vom

27 thober' 1970,GV131s'469, .4-74).Danä_chhat "er eine
ldu„enden Anbelebenheiren, die für d1e' Gemeinde keine grund—:

caxlliohe Be_deutung 'haben und keine erhéblich'en Vérpfli'ch—_

äü‚gen_eruarten_las en (Art 57 Abs 1 Nr 1 GO),' ferner di_e die
V")‘cidiennp'einSChlie3llen des Wenrersatzwesens und des
' fzes der Z1V1lbevolkerung betreffenden _Ang2e1egenhetten

57 Abs 1 Nr 2GO) und die ans Gründen der Staatssich_er-

'heit gebe1m1a'tungsbedurftigen (M t 57 Abs _1 N'r 5 G0) "in eige—
8nf .ustnndigne1t“ zu.exlediven„ Daneben kann ihm der Gemein— '

ie1at bestimmte Aufgaben zu e1genverantwortlicher Erledigung
‚

ubertragen' (Art 57 Abs 2 GO)„.AuBerdém kann er an Stelle des-

Gemeinderates dringliche Anordnungen treffen und alle
unauf—'

:5Chiebcaren Maßnahmen vornehmen (Art 57 Abs 5 'GO_). _D1eSe um—-

‘\"A
..‘-7

fas sende Verwaltungszustandigke1t wird noc-h_ ergänzt durch

_die B_efughis zur Außenvertretung der
Gemeinde (Art 58 Ab's 1

GO) sowie_d1e.Übertragung der Dien3teufsieht über sämtliche
'Bedienstete der Gemeinde (Art_5? Abs 4 GO), Der ErSte;Bürger—

'meister einer _bayer1schen Gemeinde Steht somit der _Gémeinde—

verwaltung als deren Leiter_ vor '(vgl zu seiner Rechtss_tellung

Hang—Hanna —Mayer—Obermayer, Staats— und Verwaltun33rebht in

.Bayern, &. 'neubearbe1tete A r1agé 19’25, S'459 hf) Er zählt

also nach dem _8prachgebrauch des AVG zu den
“Angestellten in

'le1t_ender 8t-éllung" _(€ Abs 1 Nr 1 AVG;'_ ebenso für hauptamt—
liche Burgerne1ster 'Bayer1'sches LSG „ Urteil vom

.8. Juni 1956"
Bre1thaupt 1957, 165, und für ehrenamtl1che Bürgermeister das

Urteil' desselben Ger1_chts vöm 21 August 19/9, B1eith_aupt

_1980, 168);
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Dieser Beurteilung steht weder entgegen, daß der Beigeladene

zu 2) als ehrenamtlicher Bürgermeister ein gemeindeverfassungs»

rechtliches Organ war, noch daß sein Beschäftigungsverhältnis

statt dem privaten Arbeitsrecht den Regeln des Beamtenrechts

unterlag (BSGE 47, 201, 205). Nach der gesetzlichen Systematik

sind alle in eine fremde Arbeitsorganisation eingegliederten Be—

schäftigten, die der Art nach eine der in 5 5 Abs 1 AVG aufge—

führten Angestelltentätigkeiten ausüben, grundsätzlich in die

Versicherungspflicht nach dem AVG einbezogen, auch wenn sie eine
Organstellung innehaben oder Beamte sind (vgl dazu das schon ge—

nannte Urteil des Senats vom 27. März 1980 und 5 7 SGB 4). Aus-

nahmen bedürfen einer ausdrücklichen gesetzlichen Vorschrift.

Solche Ausnahmen gelten zB nach 5 3 Abs 1a AVG für Vorstandsmit—

glieder einer Aktiengesellschaft (zur begrenzten Analogiefähig—

keit dieser Vorschrift vgl BSG—Urteil vom 27.‘März 1980

- 42 RAr 1/79 —)‚ ferner nach 5 6 Abs 1 Nrn 2 und 5 AVGunter den
dort näher umschriebenen Voraussetzungen für Beamte. Beamte,

welche diese Voraussetzungen nicht erfüllen, bleiben der Ver—

sicherungspflicht unterworfen.

Der Beigeladene zu 2) erfüllte die in 5 6 Abs 1 Nr 5 AVG statu—

ierten Voraussetzungen der Versicherungsfreiheit, die hier allein

in Betracht kommen, bei seiner Tätigkeit als ehrenamtlicher
Bürgermeister nicht. Wie das Berufungsgericht zu Recht angenommen
hat, erfaßte weder die beamtenrechtliche Vorsorgungsanwartschaft,
die der Beigeladene zu 2) in seiner Eigenschaft als Amtsinspektor

des Freistaates Bayern erworben hatte, sein Beschäftigungsver«

hältnis als Ehrenbeamter der Klägerin, noch genügte die Aussicht
auf Pflichtehrensold (Art 138 des Gesetzes über kommunale Wahl—

beamte —KWBG—)den in 5 6 Abs 1 Nr 5 AVG umschriebenen Voraus—
setzungen.

Es entspricht der ständigen und gefestigten Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts (BSG), daß sich die Vorschriften über die

Versicherungsfreiheit von Beamten ($ 6 Abs 1 Nr 2, 5 AVG) nicht
auf Beschäftigungsverhältnisse erstrecken, die der Beamte neben

seinem Dienstverhältnis unterhält (BSG Urteil vom 14. September

- 8 _
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4976
- 42 RK57776

- 802122200
's 469 Nr 6,

BBGE
4.0, 206,

209 f, 34,665,66,20, 425,426ff) Tbtalso ein Beamter
ein6 e_htgeltliche and nicht geringfügig entlohnte 'Neben—

'tätigkeit
aus, _60 unterliegt er der Versicherungs— und

B61tragspflicht
wie 6nder6 Arbeitnehmer _au0h. Damit _ge—

'w1nnt er e1nerseits einen seinem_ _z_usätzl1chen Einkommen

entspréchend_en Ver„1caerung36cnutz (BSGE 54, 66,. 68; 20,
'

423., 427 f); andererseits wird_ vermied__én, .daß er durch
_e1ne Ver510herungs— und Beitragsfrei.heit auf 'dem Arbeit_s—_

_rnarkt einen gegenüber den' vereich°rungspllicht1gen Be—

y0116PUHÜSFPUDPGH nicht zu rechtfert1genden 'Wettbewerbs—

'_v0rs sprung erhält (Gedanké__ der Solidarität, vgl BSG Urteil vom
j44,'66ptembe 4978_ 802R 2200 % 469 'Nr 6; BSGE_ 40, 208, 209).

B'ide'Gründe’gebieten es, bei d6r Beurteilung der vVersiche—'.
' ung6pflicnt v0n Nebentätigkeiten eines Beamten die Versor—'

._vungsanwartschaft euS' dem Beamtenverhaltn1s unberuck31cht1gt

zu lassen. Das Urteil des_ Senats vom 25._ V0vember 4975

« 42 R_K22/72 — (DOK49?4, 545_) Z'ur Versicherungsfreiheit von

Bundesbahnbeamten, die unter Wegfäll ihrer Bezüge beurlaubt

und als Geschäftsführer einer betrieblichen _80zialeinrichtung

10r Deutschen Bundesbahn beschäftigt waren, betraf einen
-Söndérfa_ll, d_e_ssen.Voraussetzungen —

Gewährleistung der Ver— Ü

'_sorgungsanwartsc_haft auch für die Ceschaftsfuhrertatigkeit -.'

hier nicht v0rli_egen (vgl dazu BSGE 40, 208 _240).

Der

Beigeladene

zu
2)'war auch nicht deshalb versicherungsé

frei, weil für ihn die GtWährung'eines'Ehrensdldes in Betracht_6

kam '(Art 458 KWBG idF der_ Bekannt.maChung vom 49, November 4970,
GVBl S_616, und Art 5_ Nr 44 des Gesetzes vom 4'f„ Dezember 4974, _'

_GVBl S 450). Die Befreiungsvorschrift des _3 _6'Abs 4 Nr' 5 AVG6

gmag zwar
auch auf_ andere als_ beamtenr echtlich ausgeformte_ '

Verscrg'ungsleistung_en __entsprec_h6nd anwendbar sein, __soweit näm—

lich die Versorgungsanwar»schaft einer beamtenréchtlicheh
ver—

-gleichbar ist (vgl BSGE 40, 208, 209 f) Der Ehrensold nach

Art 458 KWBG genügt diesen V0raussetzun'gen jedoch nicht. -Dies

zu entscheiden, i.s't dem erkennenden Senat nicht _We_gen@ 462
'SGG verwehrt, w611_

er damit n_icht eine _N0rm des bayerischen

‚....1 G '...-

..
_'/'_'
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Landesrechts, sondern den S 6 Abs 1 Nr 5 AVG auslegt, insbeson—

dere dessen Anforderungen an eine "Anwartschaft auf lebensläng»

liche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrecht-

lichen Vorschriften oder Grundsätzen". Für die Einbeziehung des

Ehrensoldes in den Anwendungsbereich des 5 6 Abs 1 Nr 3 AVG

reicht es nicht aus, daß dar Beschäftigte gegen seinen Dienst—

berrn unter bestimmten Voraussetzungen ohne eigene Beitrags—

zahlungen einen Anspruch auf Leistungen an sich und seine Hinter-'

bliebenen erlangt (so allerdings wohl Juncker in: Der öffentliche

Dienst, 1974, 220‚ 222 rechte Spalte unten). Eine Anwartschaft

auf Geldleistungen kann vielmehr nur dann einer nach beamten—

rechtlichen Grundsätzen geregelten “Versorgungsanwartschaft“ für

gleichwertig erachtet werden, wenn sie dieselbe sozialpolitische

Funktion wie diese erfüllt. Das ist aber beim—hier fraglichen

Ehrensold nicht der Fall.

Die beamtenrechtliche Versorgungsanwartschaft soll als Ausfluß

des Alimentationsprinzips dem Lebenszeitbeamten nach dem Aus—

scheiden aus dem aktiven Dienst einen auskömmlichen Unterhalt
sichern. Als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums
(leibholz—Rink, G*undgeset2 Kommentar‚1979‚ 6. Aufl RdNr 9 zu

Art 55 mwN) wurzelt das Institut der Beamtenversorgung im Dienst—

verhältnis des Beamten. Sein Anspruch auf "Versorgung" soll den

Beamten wirtschaftlich und sozial befähigen, seine gesamte Ar—

beitskraft für seinen Dienstherrn einzusetzen (BVerfGE 44, 249,

262 ff; 39, 196, 200; 21, 529, 54# f). Der Ehrensold hat gegen—
über einer beamtenrechtlichen Versorgun'sanwartschaft jedoch

eine andere Fünktion und ist ihr nicht gleichwertig. Gemäß Art 158

Abs 1 KWBG steht einem Ersten Bürgermeister erst nach Ablauf von
16 Amtsjahren — wenn er wegen Dienstunfähigkeit aus diesem Amt

ausscheiden sollte‚ nach der zweiten Wiederwahl nach dem Ablauf

von 10 Amtsjahren — ein Anspruch auf Ehrensold ("Pflichtehren—
sold“) gegen die Gemeinde zugerbeläuft sich zudem lediglich auf

ein Drittel der von dem Bürgermeister zuletzt bezogenen Aufwands—

entschädigung und ist der Höhe nach begrenzt (Art 158 Abs }
KWBG). Der Ehrensold kann ferner zurückgenommen werden, wenn sich

der Empfänger seiner unwürdig erweist (Art 158 Abs 4 KWBG). Daraus
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wird deutlich, daß der Ehrensold nicht als Versorgungs—

leistung der Sicherung der Lebensführung eines Beamten

dient, sondern als eine Art-Treueprämie gedacht ist, um

Bürgermeistern mit besonders langer Amtszeit eine Aner—

kennung seitens der Gemeinde zuteil werden zu lassen

(vgl Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Bd 23 seiner

Entscheidungen,8 115, 117, 119: keine beamtenrechtliche

Versorgung). Wenn überhaupt, wäre der Ehrensold allen—

falls mit einer Leistung aus der Zusatzversorgung, nicht

aber mit der beamtenrechtlichen Basissicherung nach dem

heamtVG vergleichbar, Die Aussicht des Beigeladenen zu 2)

auf einen Ehrensold stand somit seiner Versicherungspflicht

nicht entgegen.

Diese entfiel schließlich nicht deshalb, weil nach 5 55
BeamtVG unter den dort genannten Voraussetzungen Rentenlei—

stungen auf beamtenrechtliche Versorgungsansprüche anzurech-

nen sind. Ob eine solche Anrechnung, soweit sie stattfindet,

es rechtfertigen könnte, die davon betroffenen Versorgungs—

empfänger von der Versicherungspflicht freizustellen, braucht

der Senat hier nicht zu entscheiden; denn der Beigeladene

zu 2) fällt nicht unter den von 5 55 Abs 1 BeamtVG erfaßten
Personenkreis. Nach der auch im Wortlaut der Vorschrift zum

Ausdruck gekommenen Absicht des Gesetzgebers (vgl dazu die

Nachweise bei Schütz, Beamtll'G, 1980, RdNr 1a bis 10 zu 5 55;
Krümel, BeamtVG, Kommentar, 1979, RdNr 1.2, 3 zu @ 55)

soll allen Beamten, deren Dienstverhältnis bis zum 51. Dezem—

ber 1965 begründet war, der bis dahin erworbene versorgungs—
rechtliche Besitzstand ungeschmälert erhalten bleiben. Da der

Beigeladene zu 2) bereits vor dem genannten Zeitpunkt Landes—'

bediensteter war, greifen für ihn die Regeln des 5 55 BeamtVG
nicht ein. Die für ihn maßgeblichen Bestimmungen des bayerischen

Beamtengesetzes vom 18. Juli 1960 (GVBl S 161) sehen indessen

nicht vor, daß die Inhaber beamtenrechtlicher Versorgungsan-

sprüche deren Kürzung bei einem Bezug von Leistungen aus der

Angestelltenversicherung hinzunehmen hätten.

Der Beigeladene zu 2) unterlag sonach als ehrenamtlicher

Bürgermeister der Klägerin der Versicherungspflicht in der

Angestelltenversicherung, wie das LSG richtig entschieden hat.
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